Generaldebatte in der Gesetzgebungskommissionssitzung
vom 25. November 2011 über die zwei Gesetzentwürfe 
zur Direkten Demokratie

1. Grundsätzliches

2. Welche Instrumente?

3. Wie viel Konsens ist zu ihrer Nutzung nötig?

4. Wer darf sie nutzen?

5. Was darf nicht ihrer Anwendung unterworfen werden?

6. Wer prüft die Anwendung der Instrumente?

7. Können sie territorial begrenzt angewandet werden?

8. Wie erfolgt die Erhebung des Konsenses (Unterstützung)

9. Wann ist ihre Anwendung gültig?

10. Wie wird ihre faire Anwendung garantiert? Information, Gleichberechtigung ...

........ = unbehandelt geblieben

1.
Grundsätzliches

· Demokratie besteht aus zwei gleichwertigen Hälften. Die eine ist nichts ohne die andere – wie eine Kugel, die als halbe Kugel auch nicht rollt. Direkte Demokratie ist die notwendige Ergänzung zur repräsentativen Demokratie, sie ist integrierender Bestandteil von Demokratie, also nicht etwas, das man wahlweise und beliebig vorsehen kann, wenn man Demokratie haben will. 
Das heißt: repräsentative Demokratie braucht Direkte Demokratie um zu funktionieren und umgekehrt. Die Betonung liegt auf notwendig. Fehlt sie oder sie ist mangelhaft ausgebildet, dann fehlt eine notwendige Existenzbedingung für Demokratie, oder kann sie ihren Grundsätzen nicht gerecht werden.

· Diese Erkenntnis ist bisher mit wenigen Ausnahmen nicht umgesetzt und die entsprechenden Erfahrungen sind nicht ernst genommen worden. Die Verantwortung dafür trägt die politische Vertretung als solche. Verfassungsgebende Versammlungen haben Demokratie in dieser Doppelgestalt vorgesehen, die dann jeweils gewählten Vertreter haben sie nur zur Hälfte ausgebildet.

· Fehlt oder ist Direkte Demokratie mangelhaft oder unwirksam ausgebildet, dann ist die Entwicklung der Demokratie 
-
auf der einen Seite davon bestimmt, dass sich die politische Vertretung autokratisch verselbständigt und so das Grundprinzip der Demokratie überhaupt nicht realisiert werden kann, nämlich dass nichts gelten soll, was nicht von einer Mehrheit in der Bevölkerung geteilt wird. 
Es bildet sich eine politische Elite, die die Realität, in der die Menschen leben, nicht wahrnimmt. Sie wird sich z.B. dank ihrer vorzüglichen finanziellen Ausstattung nicht des öffentlichen Gesundheitsdienstes bedienen und beispielsweise Umweltbelastungen durch Verkehr dank bevorzugter Wohnlage nicht erleben.
Sie legt sich unkontrolliert die Bedingungen für die politische Arbeit zurecht (Gehälter, Privilegien, Bedingungen ihrer Wahl). Damit ist im System die Bedingung für sei Degenerieren eingebaut. 

-
und auf der anderen Seite ist die Entwicklung der Demokratie bestimmt von einer Bevölkerung, die sich ohnmächtig der Politik ausgeliefert sieht, so als wäre es nicht ihre Sache, die sich mit der erlebten Demokratie nicht identifizieren kann und das Vertrauen in sie verliert, die apathisch wird, die im Krisenfall aber dann auch gewalttätig auf den Spielplan tritt.

· Wovor wir Angst haben müssen ist die enttäuschte Masse, die sich mit Gewalt holen will, was sie braucht oder auch einfach nur zerstören, was sie kaputt macht, nicht aber vor dem einzelnen Menschen in der Wahl- oder Stimmkabine, wo er mit sich selber konfrontiert ist, mit seiner Verantwortlichkeit. Wir brauchen also eine Demokratie, die Menschen davor bewahrt Masse zu werden. Die Sicht des Landeshauptmannes, der sich mit einem Leithammel vergleicht, der aufpasst, während die Schafe glücklich weiden können, ist bezeichnend für eine Handlungsweise, die  Meinungsbildung, Lern- und Abstimmungsprozesse gerade ausschließt! Dem entgegen ist auf Selbstorganisation der Gesellschaft setzen, ganz so wie Goethe meinte, die beste Regierung sei jene, die sich selbst überflüssig macht.
· Direkte Demokratie darf für ihrer Ausbildung und Regelung folgendes nicht voraussetzen:
-
eine aufgeklärte, beteiligende, kritische und lernbereite politische Vertretung – in diesem Idealfall braucht es Direkte Demokratie gar nicht. Sie muss im Gegenteil so ausgebildet sein, dass sie gerade unter den schlechtesten Bedingungen wirksam ist, also gerade dann, wenn eine politische Vertretung an der Macht ist, die sich um den Bürgerwillen nicht kümmert. Sie darf also nicht das Entgegenkommen der politischen Vertretung voraussetzen, sie muss im Gegenteil ihre Widerständigkeit einkalkulieren.


-
den ungehemmten Beteilungswunsch der Menschen, sondern muss 
Beteiligung fördern vor allem dort, wo sie bisher frustriert worden ist.

· Direkte Demokratie muss so gestaltet sein, dass sie nicht zur Anwendung kommen braucht, d.h., sie muss die pol. Vertretung veranlassen, vorweg einen Konsens für ihre Vorschläge/Vorhaben/Entscheidungen zu suchen. D.h. sie muss so gestaltet sein, dass die politische Vertretung mit dem Eingreifen der Bürgerinnen und Bürger rechnen muss und diese wie ein Damoklesschwert über sich spüren! Die pol. Vertretung muss mit ihrer Arbeit die Bürgerinnen und Bürger überzeugen und nicht umgekehrt Bürgerinnen und Bürger mit ihren Vorschlägen die pol. Vertretung. Das wäre nur die direktdemokratische Variante der Südtiroler Bittsteller-Demokratie!

· Direkte Demokratie muss partizipativ zustande kommen! Ohne Vertrauen in die Bürger geht es nicht! Die Bürgerinnen und Bürger müssen die Hoheit haben über die Systembedingungen (Festlegung der Regeln der Demokratie), sonst ist das System von Grund auf korrupt, d.h. wörtlich: gebrochen!

· Direkte Demokratie muss sich bei uns an den Vorgaben des Autonomiestatutes orientieren, das ein starkes Kontrollinstrument vorsieht: Das bestätigende Referendum ohne Quorum und mit niederen Hürden und die gesetzeseinführende Volksabstimmung!
2.
 Was folgt aus alledem?

Allem voran muss Direkte Demokratie funktionieren mit zwei zu ganz verschiedenen Zwecken konzipierten Instrumenten. Sie sind die Säulen der Direkten Demokratie: Initiative und Referendum. Beide müssen vollwertig zur Verfügung stehen, damit Direkte Demokratie überhaupt wirksam funktioniert.

Sie sind die Antwort auf die zwei Fälle, in denen es sich im Sinne des demokratischen Grundsatzes als notwendig erweist, dass Bürgerinnen und Bürger die politische Entscheidungsfindung selbst in die Hand nehmen.

Die Säulen der Direkten Demokratie: Initiative & Referendum

Auf zweierlei Weise sollen die Bürgerinnen und Bürger die ihnen in der Demokratie zuerkannte ursprüngliche Entscheidungsmacht auch direkt ausüben können: indem sie immer dann, wenn nicht gesichert scheint, dass wirklich eine Mehrheit in der Bevölkerung eine Entscheidung ihrer politischen Vertreter teilt, selbst in einer Volksabstimmung entscheiden, ob diese rechtskräftig werden soll oder nicht. Und weiters indem sie selbst die Gesetzesinitiative ergreifen und der gesamten Bevölkerung in einer Volksabstimmung zur Entscheidung vorlegen, wenn die politische Vertretung ihrem Auftrag nicht nachkommt, eine bestimmte Materie gesetzlich zu regeln. 

Weshalb das Referendumsrecht?

In der Demokratie gilt, dass alle politischen Entscheidungen dem Willen der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger entsprechen müssen. Eine wirkliche Garantie ist dafür aber nicht gegeben. Deshalb muss es im Zweifelsfall möglich sein festzustellen, ob die politischen Entscheidungen tatsächlich von einer Mehrheit in der Bevölkerung getragen wird. Dazu hat das Volk das Referendumsrecht. Gibt es bei einer festgesetzten Mindestzahl von Bürgerinnen und Bürgern Zweifel, ob eine Entscheidung der politischen Vertreter tatsächlich dem mehrheitlichen Willen des Volkes entspricht, dann kann über den Beschluss der politischen Vertreter eine Volksabstimmung abgehalten werden. Damit das möglich ist, treten deren Beschlüsse nicht unmittelbar in Kraft, sondern erst nach einer festgelegten Frist, innerhalb der die Bürgerinnen und Bürger mit einer Unterschriftensammlung die Berechtigung zum Referendum erwirken können. Der Beschluss der politischen Vertreter tritt nur in Kraft, wenn innerhalb dieser Frist kein Antrag auf Referendum eingereicht wird, der Antrag nicht von ausreichend vielen Bürgern unterstützt wird oder sich letztlich in der Volksabstimmung eine Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger dafür ausspricht.

Da die Auseinandersetzung mit der Frage des Beschlusses zum Teil schon vor der Beschlussfassung stattgefunden hat, können kurze Zeiten für das Zustandekommen des Referendums angesetzt werden. Damit das Referendum nicht erst angewandt wirksam wird, sondern schon präventiv, so dass die politische Vertretung vorweg veranlasst ist, für ihren Vorschlag einen Konsens zu finden, müssen hier niederere Hürden vorgesehen sein. Der Volksbegehrensgesetzentwurf sieht 7.500 Unterschriften vor (innerhalb von 3 Monaten zu sammeln / bei Referenden über Verwaltungsakte 45 Tage), so wie es im Autonomiestatut für das (quorumslose) bestätigende Referendum über die Grundgesetze festgesetzt ist.

Weshalb das Initiativrecht?

Bürgerinnen und Bürger betrauen von ihnen gewählte Vertreter damit, an ihrer Statt Entscheidungen in Fragen zu treffen, die sie alle gemeinsam betreffen. Deren Aufgabe ist es, die Sache aller im Sinne des Gemeinwohls zu regeln und zu entscheiden. Damit effektiv gewährleistet ist, dass alle Fragen, dass alles, was den Bürgerinnen und Bürgern wichtig ist, in ihrem Sinn geregelt und entschieden und nicht über zu lange Zeit unbehandelt bleibt und verschleppt wird, haben die Bürgerinnen und Bürger mit der Direkten Demokratie auch das Recht und die Möglichkeit ihre Sache selbst zu regeln. Bürgerinnen und Bürger sind mit der Direkten Demokratie nicht ausschließlich angewiesen auf ihre politischen Vertreter, sondern können mit dem Initiativrecht von diesen unabhängig, einen Vorschlag zur Regelung oder Beschlussfassung zu einer die Allgemeinheit betreffenden Frage ausarbeiten und mit der Unterstützung einer festgelegten Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern die Berechtigung erhalten, diesen Vorschlag dem ganzen Volk in einer Volksabstimmung zur Beschlussfassung vorzulegen. Die politischen Vertreter können sich dann, auf diese Weise angeregt, mit einem eigenen Vorschlag daran beteiligen, die Frage so gut als möglich zu klären und diesen in Form eines Konkurrenzentwurfes mit zur Abstimmung bringen.

In diesem Fall bedarf es längerer Zeiten für die Feststellung eines Konsens zur Frage, ob der Vorschlag dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden soll. Die Hürde dazu kann im Vergleich zum Referendum auch etwas höher angesetzt sein und die dafür zur Verfügung stehende Zeit muss länger sein, weil es bei einer Initiative um das Bekanntmachen eines völlig neuen Vorschlages geht. Der Volksbegehrensgesetzentwurf sieht 10.000 Unterschriften vor, die innerhalb von sechs Monaten zu sammeln sind.

Mit wie viel Unterstützung sollen die Initiative und das Referendum ergriffen werden können?

Die nötige Anzahl kann nicht einfach aus der Luft gegriffen werden. Es gibt eine juridisch logische Orientierung dafür und eine aufgrund von Erfahrungswerten.

a) Wenn in der Demokratie eine Gleichberechtigung von Bürgerinnen und Bürgern und politischer Vertretung vorausgesetzt werden darf, dann müsste in diesem Fall gelten: gleich viel Zustimmung für die Ausübung des Rechtes auf Volksabstimmung, wie Stimmen nötig sind, um als Landtagsabgeordnete/r im Landtag die Möglichkeit zu haben, im Landtag einen eigenen Gesetzentwurf zur Abstimmung zu bringen. Für ein Vollmandat braucht es max. 7 bis 8.000 Wählerstimmen. Im Sinne einer solchen Gleichberechtigung wäre also das die Größenordnung (ca. 2%)

b) In dieser Größenordnung liegt auch die Vorgabe des Autonomiestatutes: Damit die Wahlberechtigten im Land mit dem bestätigenden/ablehnenden Referendum über die Annahme oder Ablehnung eines Grundgesetzes (Wahlgesetz und Gesetz zur Direkten Demokratie) entscheiden können, sieht das Autonomiestatut (bei Verabschiedung des Gesetzes mit absoluter Mehrheit der Landtagsabgeordneten) ca. 7.500 Unterschriften vor. Wird das Gesetz mit einer zwei Drittel Mehrheit verabschiedet, dann braucht es ca. 26.000 Unterschriften. In der Abstimmung entscheidet die Mehrheit der Abstimmenden.

c) In der Schweiz liegen die Hürden in den Kantonen zwischen 0,9 und 5 %. In Deutschland zwischen 4 und 20 %. In der Schweiz ist Direkte Demokratie wirksam, in Deutschland irrelevant.

d) Von 1957 bis 2005 gab es auch in Südtirol das abschaffende Referendum, also die Möglichkeit bestehende Landesgesetze oder Teile davon mit einer Volksabstimmung abzuschaffen. Dafür mussten 8.000 Unterschriften gesammelt werden.

e) Im Kanton Bern wurde z.B. bei der letzten Anhebung der Unterschriftenzahl (Totalrevision der Kantonalverfassung 1995), mit der eine Volksabstimmungen erwirkt werden kann, der Prozentsatz von 1,8% auf 2,2 % erhöht und damit begründet, dass das Volk nur noch über „wichtige“ Anliegen entscheiden soll.

